
 

  
 

V.i.S.d.P.: 
 
Jan Jurczyk 
ver.di-Bundesvorstand 
Paula-Thiede-Ufer 10 
10179 Berlin 
 
Tel.: 030/6956-1011 
und -1012 
Fax: 030/6956-3001 
 
E-Mail: 
pressestelle@verdi.de 

Berlin, 2. September 2015 
zyk-ar 
 
 
 
 
 
 
 
Kirchliches Arbeitsrecht: ver.di bedauert Entscheidung des  
Bundesverfassungsgerichts – Streikrecht jedoch nicht beeinträchtigt 
 
 
Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) bedauert die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Verfassungsbeschwer-
de zum kirchlichen Arbeitsrecht, sieht aber keine negativen Auswirkun-
gen auf das gewerkschaftliche Streikrecht in kirchlichen Einrichtungen. 
Die Entscheidungsgründe des Bundesverfassungsgerichts würden 5 

noch eingehend juristisch geprüft. Es werde aber bereits deutlich, dass 
damit keine Einschränkungen für Arbeitskämpfe verbunden seien. „Es 
ist weiterhin möglich, bei Tarifauseinandersetzungen in kirchlichen Ein-
richtungen als letztes Mittel zum Streik aufzurufen“, betonte ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler am Mittwoch. 10 

 
Die von ver.di eingelegte Verfassungsbeschwerde (2 BvR 2292/13) 
richtete sich gegen die Gründe eines Urteils des Bundesarbeitsgerichts 
(BAG) zum „Dritten Weg“, also zum Streikverbot des kirchlichen Ar-
beitsrechts. Vor dem BAG hatte ver.di gewonnen, sah aber ihr Grund-15 

recht auf Streik durch die Urteilsgründe verweigert und wandte sich 
deshalb an das Bundesverfassungsgericht. Dies hat die Beschwerde 
nun verworfen, da ver.di vor dem BAG obsiegt hatte und aus Sicht der 
Verfassungsrichter nur der entsprechende Tenor der BAG-
Entscheidung maßgeblich ist, nicht aber die Begründung. Im Ur-20 

sprungsverfahren hatten mehrere kirchliche Einrichtungen gegen einen 
Streikaufruf von ver.di im Jahre 2009 geklagt. 
 


